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Herr Senator Dr. Lohse begrüßt die Mitglieder und Gäste der 21. Sitzung der städtischen De-
putation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie. 
 
 
 

TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung  

 
Zurückgezogen werden: 
TOP 2 Genehmigung des Protokolls 18/20 vom 07.02.2013 
 
TOP 11 Sozialwohnungsquote beim Verkauf städtischer Grundstücke und bei der Schaf-
fung neuen Baurechts  
 
TOP 12c) Genehmigungsfähigkeit des Einzelhandelsvorhabens Lüssumer Straße 105  
im Zusammenhang mit dem Ziel eines Ausbaus des Nahversorgungszentrums  
Lüssum-Bockhorn 
 
TOP 12i) Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 nach Mittelshuchting  
und der Straßenbahnlinie 8 nach Stuhr/ Weyhe 
 
TOP 12k) Lärmminderungsmaßnahmen an der A1 
 
und 
 
TOP 12l) Umsetzung des Wohnraumförderungsprogramms 2012/2013  
-Bericht zur Versorgung von Menschen, die von Wohnungslosigkeit bedroht sind- 
 
 
Als Nachtrag liegt vor:  
TOP 12n) Sachstand zu den Planungen im nördlichen Stadtwald auf den (ehemals) an 
den Schäferhundeverein verpachteten Flächen 
 
Zu TOP 12e) Bevorrechtigung des Jan-Reiners-Wanderweg liegt eine Neufassung vor. 
 
 
TOP 12h) Sachstandsbericht zu Kompensationsflächen in Bremen wird aufgrund der 
Erkrankung der Vorlagenerstellerin ausgesetzt. 
 

Beschluss:  
 

 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie stimmt der vorgelegten Tagesordnung zu. 
 

einstimmig 
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TOP 2 Genehmigung des Protokolls 18/20 vom 07.02.2013  

 - zurückgezogen -  

 

TOP 3 

Liste der abzuarbeitenden Aufträge aus den Sitzungen der 
Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie sowie der Bremischen Bürgerschaft 

-02- 

L/S 

 

 

Beschluss:  
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie stimmt der vorgelegten Liste der abzuarbeitenden Auf-
träge aus den Sitzungen der Deputation für Umwelt, Bau, Ver-
kehr, Stadtentwicklung und Energie sowie der Bremischen Bür-
gerschaft zu. 

einstimmig 

 

 

TOP 4 

Bebauungsplan 2394 
für ein Gebiet in Bremen-Borgfeld  
an der Straße Hinterm Moorlande (Flur 311, Flurstücke 25/1, 
46, 47/1, 47/2, 48, 49/1, 50/3, 50/5, 52/1, 53, 54, 55, 56, 57 und 
58/1) 
 
- Planaufstellungsbeschluss 
- Öffentliche Auslegung 
-FB 01- 

Vorlage             
18/216 

 
Beschluss 

 

1. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie stimmt dem Entwurf des Bebauungs-
planes 2394 für ein Gebiet in Bremen-Borgfeld an der 
Straße Hinterm Moorlande und westlich des Landes-
schutzdeiches (Bearbeitungsstand: 06.02.2013) ein-
schließlich Begründung zu.“ 
 

2. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie fasst den Beschluss, den Bebauungs-
planes 2394 für ein Gebiet in Bremen-Borgfeld an der 
Straße Hinterm Moorlande und westlich des Landes-
schutzdeiches (Bearbeitungsstand: 06.02.2013) aufzu-
stellen.“ 
 

3. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie fasst den Beschluss, den Entwurf des 
Bebauungsplanes 2394 für ein Gebiet in Bremen-
Borgfeld an der Straße Hinterm Moorlande und westlich 
des Landesschutzdeiches (Bearbeitungs-
stand: 06.02.2013) einschließlich Begründung öffentlich 
auszulegen.“ 

 
einstimmig 
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TOP 5 

Bebauungsplan 2153  
für ein Gebiet in Bremen-Niedervieland zwischen Senator-
Apelt-Straße (einschließlich), Vorfluter, Senator-Blase-
Straße und der Baggergutdeponie 
 
- Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung 
- Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie 
-FB 01- 

Vorlage             
18/217 

Herr Arndt mahnt an, dass für den LKW-Verkehr dort eine Lösung gefunden werden müsse.  
 
Herr Viering verweist darauf, dass mit einem Bebauungsplan Flächen festgesetzt werden, 
u. a. für eine Erschließung. Der tatsächliche Ausbau und die Nutzung würden in anderen recht-
lichen Zusammenhängen geklärt. 
 
 Beschluss:  

 

1. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Energie fasst den Beschluss, dass gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB von einer erneuten öffentlichen Auslegung des Be-
bauungsplanentwurfes 2153 für ein Gebiet in Bremen-
Niedervieland zwischen Senator-Apelt-Straße (einschließ-
lich), Vorfluter, Senator-Blase-Straße und der Baggergutde-
ponie (Bearbeitungsstand: 08.01.2013) abgesehen wird.“ 
 

2. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Energie beschließt den Bericht zum Entwurf des Be-
bauungsplanentwurfes 2153 für ein Gebiet in Bremen-
Niedervieland zwischen Senator-Apelt-Straße (einschließ-
lich), Vorfluter, Senator-Blase-Straße und der Baggergutde-
ponie (Bearbeitungsstand: 08.01.2013).“ 

 
einstimmig 

 

 

TOP 6 

Gutachterverfahren Neues Hulsberg-Viertel (Konversions-
flächen am Klinikum Bremen-Mitte) 
-63- / -FB 01- 

Vorlage           
18/219 

 
Beschluss:  

 

1. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Energie (S) nimmt den Entwurf des Planungsteams Lo-
renzen – Relais - Argus einschließlich der Juryempfehlungen 
in der Anlage 2, s. 6 zur Kenntnis. 

2. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Energie (S) bittet den Senator für Umwelt, Bau und Ver-
kehr in Kooperation mit der Grundstücksentwicklung Klinikum 
Bremen-Mitte, der Gesundheit Nord und dem Klinikum Bre-
men-Mitte auf Grundlage des vorgenannten Entwurfs 

a. den städtebaulichen Rahmenplan auszuarbeiten,  

b. die sich daraus ergebenden Kosten – und Erlöserwar-
tungen zu konkretisieren,  

c. die Beteiligung der Öffentlichkeit fortzuführen. 

 
einstimmig 
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TOP 7 

Bebauungsplan 1290  
für ein Gebiet in Bremen - Vegesack 
zwischen 
-          Claus-Hinrich-Straße 
-          Schönebecker Straße 
-          Kücksberg 
 (Bericht der Deputation) 
-BBN- 

Vorlage            
18/215 

 
 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie beschließt den Bericht zum Bebauungsplan 1290 für ein 
Gebiet in Bremen-Vegesack zwischen Claus-Hinrich-Straße, 
Schönebecker Straße und Kücksberg.  
 

einstimmig 
 

 

TOP 8 

STRASSENBENENNUNG 
Bexbacher Straße 
-ASV- 

Vorlage             
18/225 

 
Beschluss:  

 

 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Vorschlag zur Kenntnis und beschließt 
dessen Weiterleitung an den Senat.  
 

einstimmig 
 

 

TOP 9 

Produktgruppencontrolling (Produktplan 68 –Umwelt, Bau, 
und Verkehr–) mit Stand 31.12.2012 
-12- 

Vorlage         L/S 
18/221 

 
 

 

Beschluss:  
 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt Kenntnis. 
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TOP 10 

Raumplanerischer Vertrag zum 
Regionalen Zentren- und Einzelhandelskonzept Region 
Bremen 
-71- 

Vorlage         L/S    
18/220  

 
Beschluss:  

 

1. Die Deputationen für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie (S) stimmen dem Entwurf des Raumplane-
rischen Vertrags zum Regionalen Zentren- und Einzelhan-
delskonzept samt Anlagen zu. Sie bitten den Senator für 
Umwelt, Bau und Verkehr um Weiterleitung über den Senat 
an die Bremische Bürgerschaft zur Ermächtigung des Bür-
germeisters der Stadt Bremen zur Unterschrift des Raum-
planerischen Vertrags. 

 
2. Die Deputationen für Wirtschaft, Arbeit und Häfen (S) stim-

men dem Entwurf des Raumplanerischen Vertrags zum Re-
gionalen Zentren- und Einzelhandelskonzept samt Anlagen 
zu. Sie bitten den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr um 
Weiterleitung über den Senat an die Bremische Bürgerschaft 
zur Ermächtigung des Bürgermeisters der Stadt Bremen zur 
Unterschrift des Raumplanerischen Vertrags. 

 
einstimmig 

 
 

 

TOP 11 

Sozialwohnungsquote beim Verkauf städtischer Grundstü-
cke und bei der Schaffung neuen Baurechts  
-7- 

Vorlage         L/S     
18/223    

 
 
 
 
 

 - zurückgezogen -  

TOP 12 Berichte der Verwaltung  

TOP 12a) 
Sachstandsbericht zur beantragten Aufstellung eines Con-
tainers am Bultensee 
-FB 01- 

BdV                   
mündlich 

 
Herr Viering berichtet, dass eine informelle Anfrage vorliege, ob es möglich sei, einen bisher 
von der BSAG genutzten Container im Bereich des Bultensees aufzustellen. Dieser solle für 
Jugendprojekte eines Vereins sowie regelmäßig auch für allgemeine Vereinszwecke, u. a. als 
Büro genutzt werden. Eine solche Dauernutzung sei im Außenbereich so nicht zulässig. Es 
haben bereits Gespräche über alternative Möglichkeiten im Nahbereich des Bultensees statt-
gefunden, die leider ebenfalls nicht realisiert werden konnten. Weitere Alternativlösungen sol-
len gesucht werden. 
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Herr Pohlmann betont, dass die Initiative des Vereins durchweg positiv gesehen werde. Aller-
dings sei auch zu fragen, inwieweit die dauerhafte Unterhaltung eines solchen Containers ge-
sichert sei. In diesem Zusammenhang seien Vernetzungsmöglichkeiten im Stadtteil zu prüfen. 
Auch die Frage der Zuwegung müsse geklärt werden. Er schlägt vor, dazu Gespräche mit den 
Initiatoren, dem Beirat und anderen Akteuren im Stadtteil zu führen, um gemeinsam eine Lö-
sung zu finden.  

 

Beschluss:  

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 

 

TOP 
12b) 

Sachstand der städtebaulichen Aufwertung der Bremerha-
vener Heerstraße 
-BBN- 

BdV                  
schriftlich 

 
Herr Liess bedankt sich für den Bericht. Er begrüßt es außerordentlich, dass es nicht nur um 
die verkehrliche Situation gehe, sondern seitens des Ressorts auch die städtebauliche Aufwer-
tung des gesamten Gebietes einbezogen worden ist. Er bittet darum, die konkreten Planungen 
zur Zwischennutzung den Deputierten vorzulegen.  
 
Herr Donaubauer berichtet, dass es bisher erste Vorschläge der ZwischenZeitZentrale gebe. 
Ziel sei es, gerade die Situation im Bereich der Burger Brücke und südlich von Grambke zu 
verbessern. Dazu habe es Gespräche mit einzelnen Akteuren vor Ort gegeben sowie eine Er-
hebung von Freiflächen und von Ladenleerständen. Die Vorschläge würden nun im weiteren 
Verfahren mit allen Beteiligten diskutiert werden.  
 

 

Beschluss:  

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 

 

 

Top 12c) 

Genehmigungsfähigkeit des Einzelhandelsvorhabens Lüs-
sumer Straße 105  
im Zusammenhang mit dem Ziel eines Ausbaus des Nahver-
sorgungszentrums  
Lüssum-Bockhorn 
-BBN- 

BdV                    
schriftlich   

 - zurückgezogen -  

TOP 
12d) 

Parken vor der Kunsthalle 
- ASV - 

BdV                      
schriftlich 

 
Herr Saffe bedankt sich für den Bericht. Im Auftrag von Herrn Werner regt er an, die Situation 
statt durch weitere Kontrollen der Polizei zu bereinigen, kreativere Maßnahmen zu ergreifen 
und auf den zugeparkten Flächen bspw. künstlerische Aktivitäten durchzuführen, Bäume zu 
pflanzen oder Fahrradständer aufzustellen, um unerlaubtes Parken zu vermeiden. 
 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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TOP 12e) 
Bevorrechtigung des Jan-Reiners-Wanderweg 
-ASV- 

BdV                     
schriftlich 

 
Herr Strohmann möchte wissen, ob im Rahmen der öffentlichen Trägerbeteiligung die Polizei 
sowie die Freiwillige Feuerwehr Lehester Deich angehört worden seien und welche Stellung-
nahmen diese abgegeben hätten. Außerdem fragt er nach der Höhe der Kosten für die Um-
bauten in den drei Kreuzungsbereichen.  
 
Herr Saxe erklärt, dass hier zwei Stadtteile und damit auch zwei Beiräte massiv betroffen sei-
en. Daher handele es sich um einen Weg von übergeordneter Bedeutung. Der Beirat Borgfeld, 
der mit zwei Einmündungen betroffen sei, habe sich dafür ausgesprochen, der Beirat Horn-
Lehe dagegen und damit liegen unterschiedliche Beiratsvoten vor. Auch deshalb sei es im Vor-
feld sehr wichtig gewesen, ganz genau abzuprüfen, ob hier die Beiräte in ihren Beteiligungs-
rechten oder möglicherweise sogar in ihren Entscheidungsrechten tangiert sein könnten. Die 
Strecke sei hoch, im Sommer sogar sehr hoch, frequentiert. Neben den Ausflugsverkehren sei 
diese potentiell auch eine Strecke für Pendler, um auf sehr umweltfreundliche Art in die Stadt 
zu kommen.  
 
Herr Hipp bemängelt das Verfahren. Zwei Beiräte seien zu zwei gegensätzlichen Stellung-
nahmen gekommen. Wenn man Bürgerbeteiligung und auch Beiräte ernst nehmen wolle, 
müsse man in einem zusammenführenden Gespräch die unterschiedlichen Standpunkte zu ei-
nen versuchen.  
 
Herr Ahrens sieht entgegen der Darstellung im Bericht durchaus einen Stadtteilbezug, der ein 
Entscheidungsrecht gemäß § 10 Beirätegesetz begründen würde. Der Lehester Deich sei eine 
Stadtteilstraße und zwar eine gewidmete Straße, in der massiv etwas geändert werden solle, 
mittles einer Hochpflasterung und einer geänderten Verkehrsregelung. Insofern sei durchaus 
ein Entscheidungsrecht da, das missachtet worden sei. Es gehe nicht darum, dass die Beiräte 
unterschiedlicher Meinung seien, sondern darum, dass unterschiedliche Verhältnisse vorlie-
gen. Die beiden Übergänge in Borgfeld seien völlig anders geartet, als der Übergang über den 
Lehester Deich. Der Lehester Deich sei – im Sommer- eine vielbefahrene Straße. Zu bestimm-
ten Zeiten werden bei der vorgesehenen Regelung Interessen aufeinander treffen, die sich 
nicht vereinen lassen. Dies betreffe insbeondere den landwirtschaftlichen Verkehr.  
 
Herr Pohlmann schlägt vor, die Frage in den betroffenen Beiräten gemeinsam zu diskutieren.  
Die Kernfrage sei, ob es sich um eine einheitliche Fahrtstrecke handele. Wenn keine gemein-
same Einigung erzielt werden könne, sei so zu verfahren, wie im Bericht vorgeschlagen. 
 
Herr Staatsrat Golasowski erklärt, dass der Anknüpfungspunkt des Beirätegsetzes die Frage 
sei, ob die verkehrslenkende oder –beschränkende Maßnahme stadtteilbezogen sei. Wenn 
man sich den Verlauf anschaue, dann sei dies beim Jan- Reiners- Weg eindeutig. Dieser sei 
eine Fahrradroute, die durch mehrere Stadtteile führe und deswegen sei dies eine Maßnahme, 
die nicht unter die Entscheidungsbefugnis des Beirates falle. Dies ergebe sich eindeutig aus 
dem Wortlaut des Beirätegesetzes. 
 
Frau Pieper erläutert, dass es für Bremen ein festgelegtes Netz der Fahrradhauptrouten gebe 
und der Jan- Reiners- Wanderweg ein Bestandteil dieses Hauptroutennetzes sei.  
Im Rahmen der TÖB- Beteiligung seien Feuerwehr und Polizei beteiligt worden. Deren Stel-
lungnahmen fließen wie üblich in das Verfahren ein. 
Die Kosten können im Moment noch nicht genau benannt werden. Es seien dort Aufpflaste-
rungen geplant, die voraussichtlich jeweils ca. 50-60.000 € kosten würden.  
 
Herr Senator Lohse führt aus, dass das Beirätegesetz unterscheide zwischen Maßnahmen, 
zu denen die Beiräte in der Konsultation befasst werden und solche, bei denen die Beiräte Ent-
scheidungsrechte haben. Gerade bei den Verkehrsthemen unterscheide das Beirätegesetz 
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ausdrücklich zwischen den rein lokalen Themen, die ein Entscheidungsrecht der Beiräte be-
gründen und den Verkehrsfragen von übergeordneter Bedeutung, wozu sämtliche Fragen des 
VEP gehören. Gleichwohl erfolge auch dort eine Konsultation, wie auch in den Bauleitplanver-
fahren die Stellungnahmen der Beiräte in die Abwägung einfließen, obwohl sie dort kein Ent-
scheidungsrecht haben.  
 
Herr Imhoff beschwert sich über die kurzfristige Versendung der Neufassung zu diesem Be-
richt. Eine Prüfung der rechtlichen Bewertung sei in der Kürze der Zeit nicht möglich. Er bean-
tragt daher die Aussetzung des TOP. 
 
Der Antrag auf Aussetzung wird abgelehnt.  

Zustimmung: Fraktion der CDU 
Ablehnung: Fraktionen der SPD, B´90/ Die Grünen und DIE LINKE. 

 
 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 
 

 

TOP 12f) 

Boden- und Grundwasserkontaminationen auf dem Gelände 
des Tanklagers in Bremen-Farge 
-24- 

BdV               
schriftlich 

 
Herr Wessel und Herr Werner berichten mündlich über die Situation am Tanklager Farge, 
insbesondere über die Grundwasserkontaminationen und Sanierung am Verladebahnhof II, 
das Grundwassermonitoring, die technische Anlage des Tanklagers und die Neubürgerinfor-
mation.  
 
Herr Imhoff fragt, ob weitere Kontaminationen im Bereich rund um das Tanklager ausge-
schlossen werden können und welches Vorgehen zur Neubürgerinformation geplant sei. 
 
Frau Dr. Schaefer betont, dass das Trinkwasserschutzgebiet Blumenthal die einzige Trink-
wasserquelle auf bremischem Gebiet sei und unbedingt geschützt werden müsse.  
Sie möchte wissen, ob es eine Art Höchsthaltbarkeitsdauer für ein Tanklager gebe. Weiter 
möchte sie wissen, ob die Haftungsfrage im Falle einer neuen Kontamination auch bei einem 
neuen Betreiber geklärt sei. Sie fragt, durch wen der Sachverständige mit der Kontrolle der 
Tanks beauftragt werde.  
 
Herr Gottschalk fragt nach dem Zustand des Betonmantels und möchte wissen, wie empfind-
lich die Füllstandskontrolle reagiert.   
 
Herr Senator Lohse berichtet, dass den Neubürgerinnen und Neubürgern bei der Anmeldung 
im Stadtamt ein Informationsflyer ausgehändigt werden solle. Die Flyer könnten zusätzlich in 
den Ortsämtern ausgelegt werden. 
Die Kontaminationen seien im Großen und Ganzen bekannt. Gleichwohl sei allein aufgrund der 
flächigen Ausdehnung des Areals nicht auszuschließen, dass man nicht alle Kontaminationen 
lückenlos erfasst habe. Die Frage nach dem Risiko im Zusammenhang mit der Genehmigung 
für einen neuen Betreiber müsse nach den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit beurteilt wer-
den. Ein Unfall, wie aus dem Jahr 2005, bei dem von einem LKW eine Leitung beschädigt 
wurde, wäre aber in der Verhältnismäßigkeitsabwägung kein Risiko, das eine Stilllegung recht-
fertigen würde. Die Frage nach der Haftung sei auch eine Frage von Versicherungen und der-
zeit nicht abschließend zu beantworten. Eine entsprechende Versicherung sei auf jeden Fall 
eine Voraussetzung für das Betreiben eines solchen Betriebes. 
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Nach Auskunft des Betreibers könne die Füllstandskontrolle in einem Tankvolumen von 10.000 
m³ einen Verlust von 15 L feststellen. Dies sei eine ausgesprochen sensitive Messmethodik. 
 
Herr Werner erklärt, dass die Lebensdauer des Tanklagers nicht grundsätzlich begrenzt sei. 
Alle sieben Jahre werde die Lebensdauerabschätzung durch einen Sachverständigen durchge-
führt und erst wenn nicht mehr sicher gestellt werden könne, dass die Restlebensdauer zehn 
Jahre betrage, müsse man sich die Frage stellen, ob das Tanklager zu schließen wäre. Dabei 
werde nur die innere Stahlwandung betrachtet, der Betonmantel habe für diese Frage keine 
Relevanz. Eine Dichtigkeitsprüfung der Tanks erfolge alle 5 bzw. alle 21/2 Jahre. Zusätzlich 
werden Innenbesichtigungen durchgeführt und dabei mittels Ultraschall die Wanddicke festge-
stellt. Basierend darauf werde auch die Lebensdauerabschätzung durchgeführt.  
Die Beauftragung der vereidigten Sachverständigen erfolge durch den Betreiber. Es seien im 
Bundesgebiet ca. 25 Sachverständigenorganisationen zugelassen. Diese Anlage werde vom 
TÜV Nord geprüft. 
 
Herr Imhoff erinnert daran, dass in der letzten Bürgerschaftssitzung zu diesem Thema die rot- 
grüne Regierungsfraktion weitere Probebohrungen abgelehnt habe. Er bezweifle, dass die bis-
herigen Informationen in den betroffenen Gebieten ausgereicht hätten, um alle Anwohnerinnen 
und Anwohner zu informieren. Ein Flyer nur für Neubürgerinnen und Neubürger reiche nicht 
aus.  
 
Herr Senator Lohse stellt richtig, dass weitere Bohrungen deswegen nicht auf Antrag der 
CDU durchgeführt werden müssten, weil ohnehin schon weitere Bohrungen durchgeführt wer-
den würden, um den Zustand der Schadstofffahne und ihre Ausbreitung lückenlos dokumentie-
ren zu können.  
 
Frau Dr. Schaefer bittet darum, die Frage der Haftung auch für die Ausschreibung durch die 
BIMA im Fokus zu behalten.   
 
Auf Nachfrage von Herr Gottschalk erläutert Herr Werner, dass die Messgenauigkeit der 
Füllstandskontrolle wenige Millimeter betrage und Alarm auslöse, sobald etwa 15 L fehlen wür-
den. Stand der Technik seien doppelwandige Tanks. Im konkreten Fall handele es sich aber 
um einwandige, unterirdische Tanks. Diese würden nach den technischen Regeln wasserge-
fährdender Stoffe beurteilt. Der Betonmantel werde dabei nicht betrachtet. Relevant sei nur der 
Stahlmantel, der entsprechenden Prüfungen unterzogen werde. Im hypothetischen Fall, dass 
die BIMA die Betriebserlaubnis zurück gebe, sei davon auszugehen, dass das Tanklager wei-
ter als bestehende Anlage nach diesen Vorgaben beurteilt werden würde. 

 

Beschluss:  

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 

 

TOP 
12g) 

Zwischenbericht zur Änderung der Abfallgebührenordnung 
zum 01. Januar 2014 
-23- 

BdV                      
schriftlich 

 
Frau Staatsrätin Friderich sagt zu, analog der Vorgehensweise beim Grundsatzbeschluss 
auch hier die Deputierten vor der Bürgerschaftsbefassung zu einem Vorabtermin einzuladen. 
Die Gesetzentwürfe selbst würden ohnehin der Deputation vorgelegt werden.  
 
Frau Nanninga führt aus, dass die Ausstattung mit Abfallgefäßen tatsächlich dem Grund-
stückseigentümer obliege. Dieser habe eine eigene Verantwortung, Abfallgefäße in der erfor-
derlichen Größe anzufordern, aber auch Angebote zur Abfalltrennung von privaten Gesell-
schaften anzunehmen. Es finden dazu Gespräche mit der AG Wohnen statt. Die Wohnungs-
baugesellschaften könnten beurteilen, in welchen Bereichen sie bestimmte Angebote an ihre 
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Mieterinnen und Mieter machen könnten. Die Situation vor Ort und auch die Bewohnerstruktur 
seien sehr unterschiedlich. Die Mülltrennung fordere auch die Mieterinnen und Mieter heraus, 
mitzumachen. Diese zu motivieren funktioniere - auch von Stadtteil zu Stadtteil - unterschied-
lich gut. 
 
Frau Dr. Schaefer begrüßt den Prozess, der hoffentlich dazu führe, dass das Ergebnis am 
Ende auch akzeptiert werde. Gerade eine Änderung von Gebühren sei auf eine hohe Akzep-
tanz angewiesen.  

 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 

 

TOP 
12h) 

Sachstandsbericht zu Kompensationsflächen in Bremen 
-31- 

BdV               L/S  
schriftlich 

 - zurückgezogen -  

TOP 12i) 

Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 nach Mittelshuchting  
und der Straßenbahnlinie 8 nach Stuhr/ Weyhe 
-5- 

BdV               L/S 
schriftlich      

 

 - zurückgezogen -  

TOP 12j) 

Sachstand zur laufenden Kapazitätsstudie zum Seehafen-
hinterlandverkehr auf der Schiene  
-5- 

BdV               L/S     
schriftlich 

 
Siehe Protokoll Land  
 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 
 

 

TOP 12k) 
Lärmminderungsmaßnahmen an der A1 
-5- 

BdV                   
schriftlich  

 

 - zurückgezogen -  

TOP 12l) 

Umsetzung des Wohnraumförderungsprogramms 2012/2013  
-Bericht zur Versorgung von Menschen, die von Wohnungs-
losigkeit bedroht sind- 
-7- 

BdV               L/S 
schriftlich     

 

 - zurückgezogen -  
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TOP 
12m) 

Umsetzung des Wohnraumförderungsprogramms 2012/2013  
-7- 

BdV               L/S       
schriftlich 

 
Siehe Protokoll Land  
 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 
 

 

NACH-
TRAG 

TOP 
12n) 

Sachstand zu den Planungen im nördlichen Stadtwald auf 
den (ehemals) an den Schäferhundeverein verpachteten Flä-
chen 
-3- 

BdV                       
schriftlich 

 

 

Beschluss:  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und 
Energie (S) nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 
 

 

TOP 13 Verschiedenes  

TOP 13a Gewerbeentwicklungsprogramm 2020  

 
Herr Saxe bittet darum, dass das Gewerbeentwicklungsprogramm auch in dieser Deputation 
behandelt wird.  
 
Herr Pohlmann bemängelt, dass eine Abstimmung der beiden betroffenen Ressorts zum Ge-
werbeentwicklungsprogramm nicht stattgefunden habe. Er möchte die Vorlage daher am 
14.3.2013 in der Sondersitzung befassen.  
 
 
 

TOP 13b 
Sachstand zu den geplanten Verkäufen an der Neuwieder 
Straße  

 
Herr Pohlmann berichtet über eine „Monitor“- Sendung vom 21. Februar. Dort sei über eine 
„Heuschrecke“ berichtet worden, die auch beabsichtige, in das Projekt Neuwieder Str. 1 einzu-
steigen. Derartige Investoren würden Gesetzeslücken nutzen und durch wiederholte Verkäufe 
in krimineller Art und Weise u. a. die Rechte von Mieterinnen und Mietern missachten. 
Er möchte wissen, welche Möglichkeiten, bspw. Auf der Basis des § 177 BauGB, bestehen, um 
dagegen vorzugehen und insbesondere weshalb in der Vergangenheit ein Vorkaufsrecht der 
Gemeinde nicht ausgeübt werden konnte.  
 
Frau Urban erläutert, dass die Gebäude Neuwieder Str. 1-3 schon seit Jahren ein Thema sei-
en, das durch einen erneuten Verkauf im Dezember aktuell wieder präsent geworden sei. Kon-
kret sei ein Erbbaurecht an dem Gebäude Neuwieder Str. 1 mit rund 90 WE verkauft worden.  
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Im Jahr 2006 hatte es mehrere Verkäufe innerhalb eines Jahres gegeben und in den letzten 
Jahren Umfirmierungen und Verwalterwechsel. Die Eigentumsverhältnisse seien dadurch sehr 
kompliziert. Im Zusammenhang mit dem Verkauf sei 2006 geprüft worden, ob durch die Stadt-
gemeinde ein Vorkaufsrecht ausgeübt werden könne. Auf der Grundlage eines Gutachtens, 
das man damals auch im Hinblick auf die baulichen Mängel eingeholt hatte, war mit dem Ver-
käufer eine Abwendungsvereinbarung geschlossen worden und dabei auf das Vorkaufsrecht 
verzichtet worden. Es waren Maßnahmen in einer Größenordnung von 300.000 € gefordert 
und auch durchgeführt worden. Im gleichen Jahr habe es eine Bestellung eines Erbbaurechts 
an dem Gebäude gegeben, d. h. es wurde zusätzlich zu den Grundbucheintragungen ein Erb-
baurecht bestellt, welches gesondert in einem Erbbaugrundbuch geführt werde. Es folgten ver-
schiedene Umfirmierungen, eine Insolvenz im letzten Jahr und schließlich im Dezember der 
Verkauf dieses Erbbaurechts. Gemäß § 24 BauGB habe die Gemeinde jedoch bei Wohnungs-
eigentum und bei Erbbaurechtsverkäufen kein Recht ein Vorkaufsrecht auszuüben.  

Die Gemeinde habe nach § 177 BauGB grundsätzlich auch die Möglichkeit ein Instandset-
zungs- und Modernisierungsgebot zu erlassen. Dies habe aber auch die Konsequenz, dass die 
unrentierlichen Kosten einer Instandsetzung am Ende die Gemeinde tragen müsse. 
Es gab dazu im Jahr 2010 auch eine Bürgerschaftsdebatte. Vorausgegangen waren in den 
Wohnungen festgestellte Mängel. Dazu hatten im Jahr 2009 mehrere Begehungen mit der 
Feuerwehr, der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitsressort und der  Bauordnung stattgefun-
den. Die Beseitigung der festgestellten technischen Mängel – z. B. Aufzüge und Lüftungstech-
nik erfolgte auf dem untersten Level.  
Derzeit sei die Situation so, dass das Gebäude nach wie vor schwierige Wohnsituationen auf-
weise, die Gemeinde aber über das Vorkaufsrecht nicht tätig werden könne, da das Erbbau-
recht bestehe. Eine Enteignung setze voraus, dass auf dem Grundstück eine dem Bebau-
ungsplan entsprechende Nutzung herbeigeführt werden solle. Ein Bebauungsplan liege jedoch 
nicht vor. Im Geltungsbereich des § 34 BauGB wäre eine Enteignung nur möglich, um auf un-
bebauten Grundstücken eine plangemäße Nutzung herbeizuführen. Auch dies liege nicht vor, 
da das Grundstück mit einem Wohnhochhaus bebaut sei.  
Ankaufsüberlegungen der Gewoba seien aufgrund der schwierigen Grundstückseigentumsver-
hältnisse nicht erfolgreich gewesen. 
 
Herr Pohlmann berichtet, dass es seit Herbst letzen Jahres von Seiten des Sozialressorts be-
reits keine Zuweisungen mehr gebe. Er bittet darum, zu diesem Thema einen schriftlichen Be-
richt für die nächste Sitzung vorzulegen. Juristisch gebe es dazu unterschiedliche Positionen.  
 
 
 

TOP 13c Anwohnerparken Willmannsberg  

 
Frau Dr. Schaefer berichtet, dass einige Anwohner am Willmannsberg Informationen bekom-
men hätten, dass im Zuge der Einführung des Anwohnerparkens offensichtlich neue Parkplät-
ze im südlichen Abschnitt Willmannsberg geplant seien. 
 
Frau Pieper erklärt, dass der Beirat den Wunsch auf Einrichtung einer Bewohnerparkzone für 
den Straßenzug Willmannsberg Friedrich-Schild-Straße und Jaburgstraße hatte. Das ASV ha-
be dies geprüft und die Empfehlung gegeben, dort keine Anwohnerparkzone einzurichten, weil 
das Verhältnis des vorhandenen Parkraums zur Parkraumnachfrage sehr kritisch gesehen 
werde. Die Ergebnisse der Prüfung wurden in einer Anwohnerversammlung vorgestellt. Da-
nach haben sich sowohl die Anwohner, als auch der Beirat weiterhin für die Einrichtung einer 
Bewohnerparkzone ausgesprochen. Dem solle nun -mit Einschränkungen- gefolgt werden. 
Das Gebiet werde um die Straßen Wilhelm- Hartmann- Straße, Bürgermeister Wittgenstein- 
Straße und die Alte Hafenstraße erweitert, um Verdrängungsverkehre in diese Straßen zu 
vermeiden und die Maßnahme werde vorerst nur für ein Jahr eingerichtet und anschließend 
erneut geprüft werden. Es solle dort kein klassisches Bewohnerparken eingerichtet werden, 
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sondern eine Parkraumbewirtschaftungszone, die durch die Änderung der StVO ab dem 
1.4.2013 möglich werde. In reinen Bewohnerparkzonen werden 50% des Parkraums nur den 
Bewohnern vorgehalten und die anderen 50% bewirtschaftet. Die Anwohner können dabei 
auch die bewirtschafteten Flächen nutzen. In der Parkraumbewirtschaftungszone werden 
100% der Parkflächen bewirtschaftet. Im fraglichen Bereich handele es sich um verkehrsberu-
higte Straßen, dort dürfe nur in den gekennzeichneten Flächen geparkt werden. Bei der Ein-
richtung einer Bewohnerparkzone müsse dann jeder einzelne Stellplatz ausgewiesen werden, 
in der Summe erfordere dies 144 Verkehrszeichen. Daher habe man sich für die Parkraumbe-
wirtschaftungszone entschieden. Die Frage, ob Parkplätze im unteren Bereich des Willmanns-
bergs eingerichtet werden sollen, sei im Rahmen der Diskussion zwar erörtert worden, werde 
aber nicht weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Herr Senator Dr. Lohse schließt die 21. Sitzung der städtischen Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung und Energie und dankt den Anwesenden für ihre Teilnahme. 
 
 
 

 
 
 
 

Vorsitzender Sprecher Protokoll 
 


